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„Ich kann die Politik
nur warnen“

Der ARD-Vorsitzende Fritz Raff, 60,
über den geplanten Rundfunkstaats-
vertrag und das Lobbying der Verleger

SPIEGEL: Die Ministerpräsidenten haben
ARD und ZDF im Internet größere Ein-
schränkungen auferlegt, als Sie erwartet
hätten. Was halten Sie davon?
Raff: Wer das Trommelfeuer der Verle-
ger in den letzten Tagen gesehen hat,
wie dort aus allen Rohren geschossen
wurde, konnte sich nicht wundern, dass
noch einmal Bewegung reinkommt.
SPIEGEL: Soll das heißen, die Öffentlich-
Rechtlichen hätten nicht genug lobbyiert?
Raff: Doch, aber wir sind nun mal nicht
die Herrscher der Druckseiten.
SPIEGEL: Durchgesetzt haben sich die
Verlage bei der Definition der „elektro-
nischen Presse“, die vorher so eng war,
dass ein Verbot ARD und ZDF kaum
eingeschränkt hätte. Nun ist selbst der
Privatsender-Verband zufrieden – Ihre
Niederlage muss wirklich schwer sein.
Raff: Noch sind auch eine Menge takti-
scher Äußerungen dabei. An den end-

gültigen Formulierungen wird ja noch
gearbeitet. Aber nach dem, was wir ge-
sagt bekamen, kann ich nicht erkennen,
dass die Formulierung der „elektroni-
schen Presse“ irgendwie in Frage stellt,
was wir etwa bei tagesschau.de machen.
Es steht aber zu befürchten, dass es
permanent zu Rechtsstreiten kommt.
Ich warte darauf, dass ein Gericht an-
ordnet, dass wir die erste Information
aus dem Netz nehmen. Dann wissen
wir, wo Karlsruhe liegt.
SPIEGEL: Sie drohen mit endlosen
Rechtsstreiten?
Raff: Wir nicht. Aber wenn die Formu-
lierungen nicht klar sind, werden wir
uns ständig Rechtsauseinan-
dersetzungen mit Dritten ge-
genüber sehen. Ich kann die
Politik nur davor warnen.
Rechtsstreitigkeiten in Fra-
gen der Pressefreiheit halte
ich für gefährlich. Das Ver-
fassungsgericht hat uns mehr
ermöglicht, als die Politik
nun anscheinend zu geben
bereit ist. Jetzt kommt es
darauf an, ob dieses Regel-
werk so gestaltet wird, dass
es verfassungsgemäß ist. Der
Begriff „elektronische Pres-
se“ jedenfalls ist ein Kampf-

begriff, der nicht taugt, weil er schwam-
mig ist und bleibt. 
SPIEGEL: Geld dürfen Sie unbegrenzt aus-
geben, die Deckelung auf 0,75 Prozent des
Budgets für Online-Ausgaben soll wegfallen.
Raff: Die Deckelung war eine Schluss-
zuckung der analogen Welt. Aber alles,
was möglich ist, wollen und können wir
trotzdem nicht bezahlen. 
SPIEGEL: Was halten Sie von dem Vor-
schlag von Springer-Chef Döpfner, dass
ARD und ZDF auf Werbung ganz ver-
zichten und dafür im Internet inhaltlich
machen dürfen, was sie wollen?
Raff: Einen Werbeverzicht halte ich für
ungeeignet. Das würde eine Gebühren-

erhöhung von 1,42 Euro im
Monat nötig machen. Das
will im Moment niemand
aufbringen. 
SPIEGEL: Ein Verzicht wäre
als Preis zu hoch für die
volle Freiheit im Netz?
Raff: Ja, der Preis wäre auf
jeden Fall zu hoch. Werbe-
erlöse sind unverzichtbar 
in Zeiten, in denen die
Gebührenzahler weniger
werden und wir nicht hof-
fen können, das durch
höhere Gebühren wettzu-
machen. 

I N T E R N E T

„Das Schlimmste
verhindert“

Springer-Chef Mathias Döpfner, 45,
über den politischen Kompromiss zur
Online-Expansion von ARD und ZDF

SPIEGEL: Die Ministerpräsidenten haben
ARD und ZDF für ihr Internet-Geschäft
engere Grenzen gezogen als erwartet.
Eine „elektronische Presse“, die priva-
ten Angeboten Konkurrenz macht, soll
es nicht geben. Ziehen die Verlage dem-
nach als Sieger aus der
Schlacht?
Döpfner: Die Entscheidung
war gut und hat das Schlimms-
te verhindert. Aber das war
nur ein erster Schritt. Wenn
der Rauch verzogen ist, müs-
sen wir einen langfristig halt-
baren Kompromiss finden.
SPIEGEL: Sie trauen dem Frie-
den nicht? 
Döpfner: Es ist lebensfremd,
wenn man eine neu entste-
hende multimediale Welt
durch Überwachungsgremien
und Abmahnungen regulie-

ren will. Am Ende wird nicht wirklich
zu kontrollieren sein, ob etwa ein Bei-
trag von ARD und ZDF im Netz die de-
finierten Grenzen einhält. Und die Öf-
fentlich-Rechtlichen werden inhaltlich
beschränkt. Neue Medien aber brauchen
mehr Kreativität und Freiheit, nicht Be-
schränkung. Das entspräche nicht mei-
nem Verständnis von Pressefreiheit. 
SPIEGEL: Sie ergreifen Partei für die On-
line-Expansion von ARD und ZDF? 
Döpfner: Ich glaube, es gibt nur einen
ordnungspolitisch sauberen und vor der
EU-Kommission vertretbaren Weg:
ARD und ZDF dürfen im Internet in-
haltlich tun und lassen, was sie wollen –

und verzichten dafür im
Netz, aber auch im TV und
allen anderen Kanälen auf
Werbung, Sponsoring oder
E-Commerce und finanzie-
ren sich nur aus Gebühren. 
SPIEGEL: ARD und ZDF ha-
ben nicht mal 500 Millionen
Euro Werbeerlöse, aber gut
sieben Milliarden Gebühren.
Ein Werbeverzicht würde
nichts daran ändern, dass sie
mit Gebührenhilfe Nutzer
auf ihre Internet-Angebote
locken und den Privaten das
Geschäft erschweren. 

Döpfner: Es mag sein, dass die digitale
Reichweite der Öffentlich-Rechtlichen
extrem hoch wäre, aber sie könnte nicht
monetarisiert werden. Einem Werbe-
kunden würde die Reichweite von ARD
und ZDF gar nichts nutzen, einem pri-
vaten Verleger also auch nicht schaden.
Wenn wir das jetzt nicht sauber regeln,
werden die Öffentlich-Rechtlichen ver-
suchen, sich über crossmediale Umwege
im Netz weiterzuentwickeln und dort
eben doch Geld zu verdienen. Da käme
es immer wieder zu Verwischungen.
SPIEGEL: Sie fallen damit der bisherigen
Linie der Verleger in den Rücken.
Döpfner: Es ist im Interesse der Verleger,
eine Lösung zu finden, die nicht um-
gangen und durchkreuzt wird. Wir
haben uns alle auf den 12. Juni fixiert,
alles andere hätte Verwirrung gestiftet.
Aber wir müssen weitergehen. Mit ei-
ner klaren, freiheitlichen Lösung könn-
ten wir uns um die echten Herausforde-
rungen kümmern. Das sind nicht ARD
und ZDF, sondern Google und Yahoo.
SPIEGEL: Also Journalismus den Öffentlich-
Rechtlichen, Geschäft den Privaten?
Döpfner: ARD und ZDF finanzieren
Journalismus mit Gebühren, die Priva-
ten mit dem Geld der Werbekunden
und Leser. Nur: Wenn einer beides darf,
ist das Wettbewerbsverzerrung.
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